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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht und 
Parlamentsfragen 

Verfassungsstreitigkeit  
 

Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichts-
hofs vom 3. April 2018 (Vf. 5-VIII-18) betreffend  
 
Meinungsverschiedenheit zwischen der Antrag-
stellerin 
 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im Bayerischen 
Landtag  
 
und den Antragsgegnerinnen 
 
1. CSU-Fraktion im Bayerischen Landtag 
2. Bayerische Staatsregierung 
 
vom 26. März 2018 über die Frage, ob § 1 Nrn. 2 
bis 6, 8, 9, 11 und 12 des Gesetzes zur effektiveren 
Überwachung gefährlicher Personen vom 24. Juli 
2017 (GVBl S. 388) die Bayerische Verfassung 
verletzen 
 
PII/G1310.18-0006 

I. Beschlussempfehlung: 

I. Der Landtag beteiligt sich an dem Verfahren. 

II. Der Antrag ist unbegründet. 

III. Zur Vertreterin des Landtags wird die Abgeordne-
te Petra Guttenberger bestellt. 

 

Berichterstatterin: Ulrike Gote 
Mitberichterstatterin: Petra Guttenberger 

II. Bericht: 

Der Ausschuss für Verfassung, Recht und Parla-
mentsfragen hat die Verfassungsstreitigkeit in seiner 
91. Sitzung am 17. Mai 2018 beraten und mit folgen-

dem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
die o.g. Beschlussempfehlung vorgeschlagen. 

Franz Schindler 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 3. Ap-
ril 2018 (Vf. 5-VIII-18) betreffend Meinungsverschiedenheit zwi-
schen der Antragstellerin 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Bayerischen Landtag  

und den Antragsgegnerinnen 

1. CSU-Fraktion im Bayerischen Landtag 

2. Bayerische Staatsregierung 

vom 26. März 2018 über die Frage, ob § 1 Nrn. 2 bis 6, 8, 9, 11 und 
12 des Gesetzes zur effektiveren Überwachung gefährlicher Per-
sonen vom 24. Juli 2017 (GVBl. S. 388) die Bayerische Verfas-
sung verletzen 

PII/G1310.18-0006 

Drs. 17/22208 

I. Der Landtag beteiligt sich an dem Verfahren. 

II. Der Antrag ist unbegründet. 

III. Zur Vertreterin des Landtags wird die Abgeordnete Petra Gutten-
berger bestellt. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten, eine Europaangelegenheit und Anträge, die 

gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. 

Anlage 1)

Bevor ich über die Liste abstimmen lasse, möchte ich Sie noch darauf hinweisen, dass 

der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

in seiner gestrigen Sitzung die unter Nummer 3 aufgeführte Subsidiaritätsangelegen-

heit, Bundesratsdrucksache 155/18 betreffend den Vorschlag für eine Richtlinie des 

Europäischen Parlaments und des Rates über Verbandsklagen zum Schutz der Kol-

lektivinteressen der Verbraucher und zur Aufhebung der Richtlinie 2009/22/EG, bera-

ten und empfohlen hat, die Staatsregierung aufzufordern, im Bundesrat auf Subsidiari-

tätsbedenken hinzuweisen und ferner darauf hinzuwirken, dass diese Bedenken 

Eingang in den Beschluss des Bundesrates finden. Einschlägig sind hier die Drucksa-

che 17/22325 sowie die Beschlussempfehlung auf der Drucksache 17/22363. Die Be-

ratung im Bundesrat ist für den kommenden Freitag vorgesehen. Die Beschlussemp-

fehlung und das Abstimmverhalten der Fraktionen hierzu ist in der aufgelegten Liste 

aufgeführt.

Von der Abstimmung ausgenommen ist die Listennummer 4, das ist der Antrag der 

Abgeordneten Claudia Stamm betreffend "Vielfalt akzeptieren! Queer-Beauftragte*n 

für Bayern ernennen", der auf Wunsch von Frau Stamm in einer der nächsten Plenar-

sitzungen einzeln beraten werden soll.

Wir kommen zur Abstimmung. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit 

den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)
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Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, 

der FREIEN WÄHLER und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der Kollege Fel-

binger (fraktionslos). Gegenstimmen! – Keine. Enthaltungen? – Sehe ich auch nicht. – 

Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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